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Der 3° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 230 November 1966 hin

durch

Senatspräsident
. ' Profo Dr° B o g s

— Vorsitzender —
Bundesrichter '_ Dro L a n g k e i t und

Bundesrichter VÄ
. S p i e l m e y e r ?

Bundessozialrichter E n r h e r d t und

Bundessozialrichter Dr° L e d e r e r

für Recht erkennt:

Auf die Sprungrevision der Beklagten wird das Urteil

des Sozialgerichts Duisburg vom 40 September 1963

aufgehoben„ '

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Rnt»

scheidung an das Sozialgericht zurückverwieseno
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Der Kläger war vom 130 November 1960 bis zum 120 Februar

1961 arbeitsunfähig kranko Die beklagte Betriebskranken—

kasse (BKK) gewährte ihm nach Beendigung der Krankenhaus=

pflege für die Zeit vom So Dezember 1960 bis 120 Februar

1961 Krankengeld in Höhe von rd° 900 Mo '

Auf Grund des Hinweises eines Hausbewohners schöpfte die

BKK Verdacht‚ daß die Darstellung des Klägers über die

Ursache seiner Erkrankung — Verletzung des linken Fußes

durch Stoß in seiner Wohnung „ nicht richtig sei und der

Kläger sich die Verletzung bei einer tätlichen Auseinanderm

» setzung in seiner Wohnung zugezogen habeo Weitere Ermittm

lungen bestätigten nach Auffassung der BKK diesen Verdacht°

Die BKK ist der Meinung‚ sie sei auf Grund ihrer Satzung

iovomo @ 192 Abs„ 1 Nr[) 2 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) zur Versagung des Krankengeldes berechtigt gewesen;

Hätte ihr der Kläger nicht in betrügerischer Absicht den

wahren Sachverhalt verheimlicht, so hätte sie ihm das Krane

kengeld nicht gewährte '

Die BKK versuchte zunächt9 das ihrer Ansicht nach zu
Un_.'

recht gewährte Krankengeld durch Vermittlung des Lohnbüros

des Werks; in dem der Kläger arbeitete9 durch Lohnabzug in

kleineren Raten zurückzuerhalten° Zwei dergestalt einbehalm

tene Raten von rdo 67‚—— und 499-— % wurden dem Kläger aber

auf seinen Einspruch hin im Mai 1962 wieder erstatteto‘

Nunmehr forderte die BKK den Kläger unter Hinweis auf sein

"betrügerisches" Verhalten mit Bescheid vom 110 Oktober 1962

zur Rückzahlung des Krankengeldes auf„ Der WidersPruch des

Klägers‚ in dem er an seiner Darstellung des Unfallhergangs

festhielt und einen Betrugsversuch in Abrede stellte? wurde

zurückgewiesen {Bescheid vom 200 November 1962)0\
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Mit der Klage hat der Kläger beantragt?

den Bescheid der beklagten BKK vom 110 Oktober

1962 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

200 November 1962 aufzuhebeno

Die beklagte BKK hat um

Klageabweisung

gebeteno Nach ihrer Auffassung steht @1744 Abso 2 RVOS
wonach ein bindender Verwaltungsakt zurückgenommen werden

kannt wenn wegen der strafbaren Handlung des Beteiligten

eine rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilung ergangen

ist oder ein geriehtliches Strafverfahren aus anderen

Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht eingeleitet

oder nicht durchgeführt werden konnte„ der Rücknahme des

.Bewilligungsbescheides nicht entgegen„ Das folge insbe=

sondere daraus? daß in @1744 Abso 2 RVO das Wort "nur"
fehleo

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben; die

Berufung wurde zugelassen (Urteil vom 40 September 1963)0

Es hat im wesentlichen ausgeführt: Die Gewährung von

Krankengeld sei ein begünstigender Verwaltungsakt5 der
.

nur unter den Voraussetzungen des 5 1744 RVO zurückgew 1

nommen werden könneo Handels es sich um einen erschliw‘

chenen Verwaltungsakt> so müsse eine der in € 1744 Absc 2

EVO genannten Alternativen vorliegeno Daß die genannte

Vorschrift anders als 5 581 der Zivilprozeßordnung (ZPO)‘

nicht das Wort "nur” enthalteg rechtfertige keine unterm

schiedliche Auslegung„ Auch bei 5 1744 Abs° 2 EVO er«
fordere der zugrundeliegende Zweck„ eine möglichst große

Rechtssicherheit bei der Feststellung einer wissentlich

falschen Behauptung oder eines vorsätzlichen Verschweigens

von Tatsachen durch einen Versicherten zu garantieren;

daß der vom Versicherungsträger behauptete Sachverhalt

_‚4‚=
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 „

zunächst einmal von erfahrenen Strafrichtern festgestellt

werdeo'

Gegen dieses Urteil hat die BKK „ unter Vorlage der Einwilm

ligungserklärung des Klägers = Sprungrevision mit dem Ana

trag eingelegt?

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Klage abzuweiseno

Die BKK hält daran fest9 daß sich der Kläger die fragliche
Verletzung bei einer tätlichen Auseinandersetzung zugezogen

habeo Zu Unrecht_habe das SG angenommen„ daß ein bindender

Verwaltungsakt 335 bei Vorliegen einer der in 5 1744 Abs° 2

RVO genannten Voraussetzungen zurückgenommen werden könneo

Das Fehlen des Wortes "nur“ stelle kein bloßes redaktionele

les Versehen dar° Vielmehr sei 5 1744 RVG dahin zu vera
steheng daß eine neue Prüfung gegenüber einem bindenden Ver-

waltungsakt insbesondere dann vorgenommen
derden könne? wenn

Nr0 l oder Nro 2 des Abso 2 vorlägeno Auch müsse berück»

sichtigt werden? daß im Gegensatz zur Unfall“ und Renten“

versicherung die Leistungen in der Krankenversicherung

nicht in einem förmlichen Verfahren festgestellt würdenc

Die Rücknahme solcher Leistungsbescheide beurteile sich dar—-°

her nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts'

über fehlerhafte Verwaltungsaktec Hiernach könnten aber

begünstigende Verwaltungsakte auch mit Wirkung für die Ver»-‘

gangenheit zurückgenommen werden? wenn ihre Fehlerhaftigw

keit auf unrichtigen Angaben des Begünstigten beruheo

Der Kläger hat beantragt?

die Sprungrevision zurückzuweieeno

Er bestreitet9 daß er sich seine Verletzung bei einer
Schlägerei im Familienkreise zugezogen habe und tritt den
Ausführungen des SG beio
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„ 5 „

Die Sprungrevision der beklagten BKK ist begründete Zu

Unrecht ist das SG davon ausgegangen? dem Kläger sei das

umstrittene Krankengeld durch Verwaltungsakt zugesprochen

werdeno ' '

Allerdings sind auch dem Recht der gesetzlichen Kranken“

versicherung begünstigende Verwaltungsakte in Gestalt

von Leistungsbescheiden nicht unbekannt; wie der Senat

bereits in anderem Zusammenhang ausgesprochen hat (BSG l59

2529 257 f)„ Solche Leistungsbescheide haben auch entgegen

den von Rohwer=Kahlmann geäußerten Bedenken ("Gesetzmäßign
fkeit der Verwaltung und Rücknahme begünstigender Verwaltungs—

akte“ in'Wandlungen der rechtsstaatliehen Verwaltung"„

Schriftenreihe der Hochschule Speyer9 Bd° 13 S„ 57 ff? 69)
teil an der Bestandskraft9 die @ 77 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) dem nicht oder nicht mehr anfechtbaren Verwaltungsakt

beilegt„ Nach‘ihrer Fassung und dem systematischen Zusammene

hang bezieht sich diese Vorschrift auf alle Verwaltungsakte

in den der RechtSprechung der Sozialgerichtsbarkeit untere

stellten Rechtsgebieten„ Diese Auffassung wird durch die
Entstehungsgeschichte bestätigt0 Zwar sollten einerseits

mit dieser Regelung irrige Vorstellungen aus der Beseiti—

gung der erstinstanzlichen Stellung der Versicherungsträger

abgewehrt werden„ Doch sollte andererseits mit der Einfühw

rung des 5 77 SGG keineswegs nur der überkommenea für die
förmli0hen Rentenbescheide der Unfallversicherung und der

Rentenversiehsrung entwickelte Bestandsschutz aufrechterm

halten werdeno Vielmehr hebt die amtliche Begründung zum
Entwurf einer Sozialgerichtsordnung hervor: ”Bei der Eigene

art der Ansprüche aus der Sozialversicherung$ der Arbeitsm
losenversicherung und der Kriegsopferversorgung„ die durch

ein bestimmtes Ereignis @ ggfo seine fortdauernde Wirkung „
ausgelöst werden und auf die Gewährung einer Leistung abw

zielen — nach der Terminologie des allgemeinen Verwaltungss

rechts handelt es
sich insoweit um begünstigende Verwaltungs■

‚_„6„„
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akte „ ist es sowohl im Interesse der Versicherten und Ver—

sorgungsberechtigten als auch im Interesse der LeistungsH

pflichtigen unerläßlichg dem Bescheid des Versicherungs-

trägers (der Versorgungsbehörde) endgültige Wirkung beizuw
legen" (Deutscher Bundestag? 10 Wahlperiode? Druckso Nro4357

Sm 26 "Zu 5 26" « entspricht 5 77 SGG—)° '

Damit ist deutlich; daß @ 77 SGG sich nicht nur auf den

engen Bereich der früher mit materieller Rechtskraft ausges

statteten "erstinstanzlichen" Bescheide bestimmter Versichew

rungsträger bezieht‚ sondern eine neue umfassende Geltungsw

kraft hat; die aus der "Eigenart" der AnSprüche aus der
Sozialversicherung9 der Arbeitslosenversicherung und der

Kriegsopferversorgung abgeleitet ist und den auf die Gewäh=

rung einer Leistung abzielenden begünstigenden Verwaltungs“

akt schlechthin meint° Daß ein solcher Verwaltungsakt außer

durch die Eigenart des Rechtsgebiets$ dem der Anspruch

angehört? noch in besonderer Weise qualifiziert sein muß?

kann 5 77 SGG nicht entnommen werden° So kann insbesondere

nicht gefordert werden? daß es sich um streitentscheidende

Verwaltungsakte handeln mußt die auf Grund eines rechtsstaatu

lichen Anforderungen genügenden Verwaltungsverfahrens erganw

gen sein müssen? sofern damit ein bestimmtes Maß an Forms

lichkeit des Verwaltungsverfahrens gemeint ist (vgl{) dazu
aber Brackmann "Zu den Aufgaben der Rechtsprechung" in

“Grundsatzfragen der sozialen Unfallversicherung"f Festw

schrift für Lauterbach? S0 77 ff„ 87 ff)„
.

Indessen könnte die vielgéstaltige Fülle von Leistungsverm

pflichtungen9 die an die Träger der Krankenversicherung

herantreten und über die regelmäßig schnell entschieden
werden muß‚ schwerlich mit der in 5 77 SGG grundsätzlich

gewährleisteten Bestandskraft
von Verwaltungsakten in Ein

klang gebracht werden? wenn jede Leistungsgewährung diese

‚Bindung enthieltet Dem ist aber nicht soo Nicht jedes Veru

, 7 „
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‚„ 7 „

waltungshandeln der Träger der Krankenversicherung„ das

gegenüber Versicherten bei der Gewährung von Leistungen57

beim Beitragseinzugy bei der Erteilung von Auskünften -
u„ao in Erscheinung tritt? stellt eine hoh8itliche Rege»

lung des Einzelfalls in Gestalt eines Verwaltungsakts

dar { vglm BSG 155 1183 124; 179 1739 175)() In der Kran”

kenvcrsicherung werden die meisten Leistungen; insbesonw

dere die Sachleistungen @ bei diesen in der Regel durch

unmittelbare InanSpruchnahme Dritter wie Ärzten„ Kranken“

häuserns Apotheken =; "schlicht" gewährt9 ohne daß darüber

ein Verwaltungsakt in der Form eines Leistungsbescheids

ergehto‘

Das gilt auch von den Leistungsgewährungen "am Schalter"?

insbesondere von der Zahlung von Krankengeldo Die Natur

dieser zur Existenzsicherung bestimmten Geldleistungen
macht es erforderlich‚ daß nach einer summarischen Prüs

fung der Leistungsvoraussetzungen der Betrag ausgezahlt

wird? wenn nach dem ersten Anschein keine Bedenken be»

stehen„ Eine gründliche Aufklärung des Sachverhalts vor

der Leistungsgewährung ist regelmäßig ausgeschlossen„

wenn nicht der mit diesem Verfahren angestrebte Zweck

einer raschen Hilfe im Bedarfsfall in Frage gestellt“

werden soll„ Der Versicherungsträger gewährt die Leistung

"am Schalter"„ wie auch der Versicherte aus den Umständen

erkennen muß„ unter dem Vorbehalt späterer„ genauerer
Überprüfungo

Ein der Bindungswirkung des 5 77 SGGfähiger Bescheid
ergeht regelmäßig nicht in diesen Fälleno Der dem Ver»

sicherten_w so auch dem Kläger H ausgehändigte "Auséah=

lungsschein" ist kein Leistungsbescheid‚ sondern eine

Unterlage für die technische Abwicklung des Leistungsw

falls° Er ist bei jeder Vorstellung dem Arzt„ ferner dem

Krankenbesucher sowie bei der Abhebung des Krankengeldes

der Krankenkasse vorzulegen; auf ihm bescheinigt uoa„ der '
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Arzt seine Feststellungen der weiteren Arbeitsunfähigkeit

sowie seine Anordnungen (Bettruhe9 erneute Vorstellung

des Versicherten beim Arzt) und die Krankenkasse die ge»
währten Leistungena Daß sich die Bedeutung des “Auszahlungen
scheins" in diesen Kontrolle und Leistungsnachweisfunktiow

nen erschöpft und daß dieser Schein keine Entscheidung

gegenüber dem Versicherten über die Leistungsgewährung als

solche enthält‚ wird besonders daran deutlich5 daß er nach
Abwicklung des Leistungsfalls an den Versicherungsträger

zurückgegeben werden muß° '

Einen belastenden oder begünstigenden Verwaltungsakt erläßt

der VerSicherungsträger in diesen Fällen regelmäßig nur im
Streitfall„ 591 es, daß er nach Überprüfung des Sachverw

halte an der Ablehnung der Leistung festhältg sei es? daß

er die zunächst abgelehnte Leistung _ uoUo erst auf den
Widerspruch des Versicherten hin durch den Abhilfebescheid

der Verwaltung (5 85 Abs° 1 SGG) oder den WiderSpruchsbe—
scheid der Widerspruchsstelle (@ 85 Abs° 2 und 3 sec? —
dem Versicherten zuspricht° Nur diese negativen oder posi—
tiven Leistungsbescheide unterliegen der Bindungswirkung

des 5 77 SGG„ Nur bei ihnen ergibt sich die vom SG in den
Mittelpunkt seiner Ausführungen gestellte Frage) ob 5 1744

RVO uneingeschränkt auf die Leistungsbescheide der gesetz—

lichen KrankenVersicherung Anwendung findet und ob insbe—

sondere "erschlichene" Verwaltungsakte nur unter den Vorausa
setzungen des @ 1744 Abso 2 EVO zurückgenommen werden dürm

feno

Ob ein —wie im vorliegenden Fall m "schlicht" gewährtes
Krankengeld? das sich nachträglich als zu Unrecht gewährt '

herausstellt5 nach dem Grundsatz von Treu und Glauben nur
unter bestimmten Einschränkungen zurückgefordert werden

äarf oder ob die Heranziehung dieses Grundsatzes im Hinbli0k
auf die — für den Rückforderungsanspruch entsprechend anf
wendbare (vglo RVA5 Grundsßntscho Nro 4822 in AN l934;5795
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'Nf4‘5158 in'AN'19389 12; Nro'5275'in AN 1939{'iäi3°s
kurze Verjährungsfrist des 5 225 Absn l RVG entbehrlich

erscheint9 kann dahinstehen© Der vorliegende Sachverhalt

bietet für einen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu

und Glauben keine Anhaltspunkte„ Die beklagte BKK ist

dem Verdacht? daß der Kläger den Sachverhalt in wesente

lichen Punkten falsch dargestellt habe? unverzüglich nachw

gegangen und hat ihren Rückforderungsbescheid in relativ

kurzem zeitlichen Abstand zur Krankengeldgewährung erlasseno

Demnach war die BKK jedenfalls nicht durch 5 77 SGGi„V„mo
@ 1744 RVG daran gehindert‚ das ihrer Ansicht nach zu Un“

recht gewährte Krankengeld zurückzuforderno Das angefochw

tens Urteil mußte daher aufgehoben werden° Da tatsächliche

Feststellungen zu der entscheidenden Frage5 ob die BKK zur
Versagung des Krankengelds nach 5 192 Abs„ 1 Nr° 2 RVO
ioV0 mit ihrer Satzung berechtigt war; fehlen9 mußte der

Rechtsstreit zur Nachholung dieser Prüfung an das SG zu=

rückverwiesen werdeno Dabei wird das SG auch über die

Kosten des Revisionsverfahrens zu befinden habenc
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